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I . Gegenzeichnung und Regierungssystem 

1. Der Begriff  der Gegenzeichnung 

Unter Gegenzeichnung im modernen staatsrechtlichen Sinn versteht 
man die Unterschrift  eines Ministers auf einer Urkunde neben der des 
Staatsoberhaupts. Diese Arbeit faßt jedoch den Begriff  der Gegenzeich-
nung weiter: sie versteht darunter das gesamte Rechtsinstitut von der 
Vorbereitung des Regierungsakts bis zu seinem Erlaß. Sie w i rd sich 
mi t der staatsrechtlichen und politischen Bedeutung beider Unterschrif-
ten und mi t ihrem Verhältnis zueinander befassen. 

Üblicherweise unterscheidet man zwischen einer „eigentlichen Unter-
zeichnung" durch das Staatsoberhaupt und einer „Gegenzeichnung" 
durch den Minister. Diese Begriffe  sind mi t ideologischem Ballast be-
haftet: sie setzen voraus, daß das Staatsoberhaupt der eigentlich Han-
delnde ist, während die Unterschrift  des Ministers nur ein mehr oder 
weniger wichtiges Zubehör, in jedem Fal l aber das Sekundäre dar-
stellt. Bei aller Verschiedenheit der Anschauungen w i rd diese Grund-
annahme in der Literatur nirgends bestritten oder auch nur diskutiert. 
Es w i rd vorausgesetzt, was eigentlich erst zu untersuchen wäre. In die-
ser Arbeit sollen die beiden Unterschriften  daher nicht mi t einem 
Etikett versehen werden, das eine bestimmte Rollenverteilung sugge-
riert. Wer der Autor eines der Gegenzeichnung unterliegenden Regie-
rungsakts ist, ist eine der wichtigsten Fragen, die in dieser Arbeit zu 
klären sind. 

Die beiden Unterzeichnenden sind gemäß Art . 58 GG einerseits der 
Bundespräsident und andererseits der Bundeskanzler oder ein Bundes-
minister. Im Rahmen dieser Arbeit interessiert das Verhältnis des Bun-
despräsidenten zur Bundesregierung als Gesamtorgan. Dabei soll das 
Innenverhältnis der Bundesregierung unberücksichtigt bleiben. Es 
bleibt also offen,  ob im Einzelfall der Bundeskanzler, ein oder mehrere 
Minister oder die Bundesregierung als Kollegialorgan, also das Bundes-
kabinett tätig werden. In dieser Arbeit ist mi t „Bundesregierung" das 
Gesamtorgan und nicht das Kollegialorgan gemeint1. 

1 Zur Abgrenzung der Begriffe  „Bundesregierung als Gesamt- und als 
Kollegialorgan" vgl. Ernst-Wolfgang Böckenförde:  Die Organisationsgewalt 
im Bereich der Regierung, Berlin 1964, S. 138. 
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2. Das Regierungssystem 

Ein Rechtsinstitut wie die Gegenzeichnung muß im Rahmen des 
jeweiligen Regierungssystems gesehen werden. Eine Gegenzeichnungs-
interpretation, die den Grundprinzipien des Regierungssystems wider-
spricht, für das sie gelten soll, ist keine interessante Bereicherung die-
ses Systems. Sie ist falsch2. Ein Blick auf die wichtigsten demokra-
tischen Regierungssysteme der Gegenwart soll daher den Rahmen für 
diese Arbeit abstecken. 

a) Die Grundtypen:  Präsidialdemokratie 
und parlamentarisches  System 

Die Präsidialdemokratie, wie sie in den USA besteht, verwirkl icht 
die Gewaltenteilung, wie sie Montesquieu  — übrigens zu Unrecht3 — 
in die englische Verfassung hineininterpretiert hat4 : Das Volk wählt ein 
Parlament als legislatives Organ und einen Präsidenten als Haupt der 
Exekutive. Da der Präsident auf Zeit gewählt ist, und weder er noch 
seine Minister für ihre Amtsführung das Vertrauen des Parlaments 
brauchen, könnte man von einer konstitutionellen Wahlmonarchie 
sprechen5. Da der Präsident Staatsoberhaupt und Regierungschef zu-
gleich ist, gibt es in der Präsidialdemokratie keine Gegenzeichnung im 
modernen staatsrechtlichen Sinn. 

2 Als Beispiel einer nicht systemkonformen Interpretation der Gegen-
zeichnung vgl. Kurt  Servatius:  Die Gegenzeichnung von Handlungen des 
Bundespräsidenten, Diss. Köln 1960, z. B. S. 30, 44, 65 : Bei nicht-schriftlichen 
Akten und Unterlassungen des Bundespräsidenten steht die Bundesregie-
rung vor der Alternative, die Verantwortung zu übernehmen oder zurück-
zutreten; S. 31: Hauptzweck der Gegenzeichnung ist es, den Bundespräsiden-
ten von der Verantwortung für seine Handlungen zu befreien; S. 86: Eine 
Mißachtung der Gegenzeichnungsvorschrift  durch den Bundespräsidenten 
führt nicht zur staatsrechtlichen Verantwortlichkeit gemäß Art. 61 GG. Diese 
Thesen sind allenfalls für die Reichsverfassung von 1871 vertretbar. In 
konservativ-monarchistischen Kreisen hätten sie gewiß Beifall gefunden. 

3 Klaus v. Beyme:  Der Begriff  der parlamentarischen Regierung, in: 
Kurt  Kluxen  (Hrsg.): Parlamentarismus, Berlin 1967, S. 188; Thomas  Ell-
wein:  Das Regierungssystem der Bundesrepublik Deutschland, 2. Aufl., Köln 
und Opladen 1965, S. 188. 

4 Vgl. Montesquieu:  De l'Esprit des Lois. Précédé de l'analyse de cet 
ouvrage par d'Alembert, Band I, Paris 1834. Das 6. Kapitel des- 11. Buches, 
das sich mit der Gewaltenteilung befaßt, trägt die Überschrift:  „De la con-
stitution d'Angleterre" (S. 293). 

6 Vgl. D. W. Brogan:  Das englische, amerikanische und' französische Regie-
rungssystem — ein Vergleich, in: Kurt Kluxen (Hrsg.), a.a.O., S. 218; Theo 
Stammen:  Regierungssysteme der Gegenwart, Stuttgart, Köln, Berlin, Mainz 
1967, S. 92 f. 
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I n der parlamentarischen Demokratie besteht keine Trennung zwi-
schen Legislative und Exekutive6. Dem Parlament obliegt nicht nur die 
Verabschiedung der Gesetze, sondern auch die Bestimmung des Regie-
rungschefs. Während man in der Präsidialdemokratie versucht, die 
politische Macht durch Teilung zu beschränken („checks and balances"), 
ist die Regierung im parlamentarischen System der Volksvertretung 
verantwortlich und von ihrem Vertrauen abhängig. Sie ist nicht auf 
Zeit, sondern auf Widerruf  eingesetzt7. 

b) Mischformen 

Die Weimarer Reichsverfassung ist eine Mischung des parlamenta-
rischen und des präsidentiellen Regierungssystems8. Neben das Par-
lament t r i t t ein plebiszitärer Präsident, dem ein Einfluß auf Bi ldung 
und Bestand der Regierung zugebilligt wird. Man glaubte, mi t der 
Weimarer Reichsverfassung einen glücklichen Mittelweg zwischen Par-
lementsabsolutismus und Präsidentenallmacht gefunden zu haben9. 

Das System basierte auf der Übereinstimmung der beiden plebiszi-
tären Organe, des Reichstags und des Reichspräsidenten. Fehlte diese 
Übereinstimmung, so hätte sie durch das Volk herbeigeführt  werden 
sollen10, und zwar entweder durch Auflösung des Reichstags (Art. 25 
WRV) oder durch Absetzung des Reichspräsidenten (Art. 43 WRV). 
Letztere Möglichkeit erwies sich wegen des komplizierten Verfahrens 11 

als nicht praktikabel. 

Der Reichskanzler war zur Ausübung seines Amtes vom Vertrauen 
des Reichstags und  des Reichspräsidenten abhängig, der ihn auch gegen 
seinen Wil len entlassen12 und einen Nachfolger ernennen konnte. Das 
unbeschränkte Entlassungsrecht des Reichspräsidenten sicherte diesem 

β So bereits Walter  Bagehot: The English Constitution, London (Oxford 
University Press) 1963 (zuerst erschienen 1867), S. 2, 9. 

7 Bagehot  (a.a.O., S. 2) sieht darin einen wesentlichen Unterschied zum 
präsidentiellen System. Als Beispiel führt er an, daß Lord  Palmerston,  ob-
wohl er der Sieger der Parlamentswahlen von 1857 war, von „seinem" Par-
lament vor Ablauf von zwei Jahren gestürzt wurde. Der Sturz von Bundes-
kanzler Erhard  ein Jahr nach der Bundestagswahl von 1965 ist ein weiteres 
Beispiel. In Amerika blieb sogar ein Präsident wie Andrew Johnson  (der 
Nachfolger Lincolns) im Amt, obwohl er das Vertrauen von Parlament und 
Bevölkerung verloren hatte. 

8 Stammen,  a.a.O., S. 65 f., 70. 
β Franz  Josef  Wuermeling:  Die rechtlichen Beziehungen zwischen dem 

Reichspräsidenten und der Reichsregierung, in: AÖR 50, S. 390. 
10 Wuermeling,  AÖR 50, S. 368. 
1 1 Zwei-Drittel-Mehrheit im Reichstag und Volksabstimmung über die Ab-

setzung; danach, je nach Ausgang der Volksabstimmung, Neuwahl des 
Reichspräsidenten oder des Reichstags. 

1 2 Geschehen in den Fällen Brüning  und v.  Schleicher. 


